
 

Tragende Gründe 
zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses über 
eine Änderung der Bedarfsplanungs-Richtlinie: 
Aktualisierung des Morbiditätsfaktors und Anpassung der 
Kreistypisierung wie auch deren Methodik 

Vom 16. Januar 2025  

Inhalt 

1. Rechtsgrundlage................................................................................................................ 2 

2. Eckpunkte der Entscheidung .............................................................................................. 2 

2.1 Zu § 11 bis 14 und zu § 65 .................................................................................................. 2 

2.2 Zu Anlage 3.2 .................................................................................................................... 2 

2.3 Zu Anlage 4 ....................................................................................................................... 2 

2.4 Anlage 6 ............................................................................................................................ 3 

3. Bürokratiekostenermittlung .............................................................................................. 3 

4. Verfahrensablauf .............................................................................................................. 4 

5. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfahrens ....................... 5 

5.1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen ................................................... 5 

5.2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens ............................................... 5 

5.3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer ..................................................................... 5 

5.4 Eingegangene Stellungnahmen .......................................................................................... 5 

5.5 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren ................................................................ 6 

5.6 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren .............................................................. 25 

5.7 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen ................................................................. 29 

5.8 Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen ...................................................................... 34 

5.9 Mündliche Stellungnahmen ............................................................................................. 38 

  



2 

1. Rechtsgrundlage 

Der Gesetzgeber hat durch die §§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 und 101 SGB V dem Gemein-
samen Bundesausschuss die Befugnis zur Normkonkretisierung im Bereich der vertragsärztli-
chen Bedarfsplanung durch Erlass von Richtlinien übertragen. Der Gemeinsame Bundesaus-
schuss ist beauftragt, die erforderlichen Vorschriften für eine funktionsfähige und deren Sinn 
und Zweck verwirklichende Bedarfsplanung zu schaffen. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

2.1 Zu § 11 bis 14 und zu § 65 

Die Ausweisung neuer aktualisierter allgemeiner Verhältniszahlen für alle Arztgruppen sowie 
aktualisierter regionaler Verteilungsfaktoren für alle Planungsbereiche der Bedarfspla-
nungs- Richtlinie mit Wirkung zum 01.07.2025 erfolgt aufgrund der in § 9 Absatz 14 Bedarfs-
planungs- Richtlinie verorteten Regelung. So erfolgt die Modifikation der Basis-Verhältniszah-
len nach Anlage 5 der Bedarfsplanungs- Richtlinie in zwei Schritten. Zur Ermittlung der allge-
meinen Verhältniszahlen werden die Basis-Verhältniszahlen im ersten Schritt entsprechend 
des § 9 Absatz 4 bis 7 Bedarfsplanungs- Richtlinie im Zweijahresturnus an die Veränderungen 
der Alters- und Geschlechtsstruktur der bundesweiten Bevölkerung im Zeitverlauf angepasst. 
Weiterhin werden die Basis-Verhältniszahlen im ersten Schritt im Sechsjahresturnus an den 
Behandlungsaufwand der acht Alters- und Geschlechtsgruppen innerhalb einer Arztgruppe 
angepasst.  

Für den zweiten Berechnungsschritt des Morbiditätsfaktors bzw. zur Ermittlung der neuen re-
gionalen Verhältniszahlen, werden entsprechend des § 9 Absatz 8 bis 11 Bedarfspla-
nungs- Richtlinie im Zweijahresturnus die Abweichungen der aktuellen, regionalen Alters-, Ge-
schlechts- und Morbiditätsstruktur vom aktuellen Bundesdurchschnitt und darüber hinaus im 
Sechsjahresturnus der regionale Behandlungsaufwand der Morbiditätsgruppen innerhalb ei-
ner Arztgruppe aktualisiert.  

2.2 Zu Anlage 3.2 

Die Typisierung der Kreise, kreisfreien Städte und Kreisregionen in Anlage 3.2 wird auf Basis 
der aktuell vorliegenden räumlichen Daten des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) nach den Vorgaben in Anlage 6 aktualisiert und bildet somit den aktuellen 
Stand der demografischen und siedlungsstrukturellen Entwicklung ab.  

2.3 Zu Anlage 4 

Turnusmäßig wurden für die Berechnung der allgemeinen Verhältniszahl die aktuellen Alters- 
und Geschlechtsfaktoren (AGF-A – alle zwei Jahre) nach Anlage 4.1.1.b und die Leistungsbe-
darfsfaktoren Alter-Geschlecht (LBF-AG – alle sechs Jahre) nach Anlage 4.1.2 aktualisiert. 

Zur Berechnung der regionalen Verhältniszahl unter Berücksichtigung der lokalen Morbidität 
wurden die bundesweiten Alters-, Geschlechts- und Morbiditätsfaktoren (AGMF-B – alle zwei 
Jahre) nach Anlage 4.2.1.a, die Leistungsbedarfsfaktoren Alter-Geschlecht-Morbidität (LBF-
AGM – alle sechs Jahre) nach Anlage 4.2.2 sowie die regionalen Verteilungsfaktoren nach An-
lage 4.2.3 unter Berücksichtigung aktualisierter regionaler Alters-, Geschlechts- und Morbidi-
tätsfaktoren (AGMF-Reg – alle zwei Jahre) nach Anlage 4.2.1.b aktualisiert. 
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Für die Berechnung der bundesweiten und regionalen Alters-, Geschlechts- und Morbiditäts-
faktoren AGMF-B und AGMF-Reg und der Leistungsbedarfsfaktoren Alter-Geschlecht-Morbi-
dität (LBF-AGM) zur Bestimmung der regionalen Verteilungsfaktoren nach Anlage 4.2.3 wird 
einheitlich die Liste des Bundesamtes für Soziale Sicherung (BAS) zum Ausgleichsjahr 2024 
unter Berücksichtigung der ICD-Codes nach ICD-10-GM 2023 für weitere sechs Jahre verwen-
det. Im Rahmen des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts wurde das Bun-
desversicherungsamt, dessen Daten zuvor die Datenbasis bildeten, zum 1. Januar 2020 in Bun-
desamt für Soziale Sicherung (BAS) umbenannt. Im Zuge der Umbenennung und des neuen 
Aktualisierungszeitraums wurden in Anlage 4 entsprechend Änderungen in einer Fußnote und 
mit Blick auf die neuen Bezugsjahre in den Formeln und Fußnoten vorgenommen. 

Mit der Änderung der Datengrundlage stellt der Gemeinsame Bundesausschuss sicher, dass 
die Erfassung multimorbider Patienten auf Grundlage der Abrechnungsdaten vollumfängli-
cher erfolgt, da es in den vergangenen Jahren zu Anpassungen am ICD-10 Verzeichnis gekom-
men ist. An einer Einteilung in 16 Morbiditätsgruppen und der Einstufung eines Patienten als 
erhöht morbide, wenn dieser in einem Jahr mindestens sechs Krankheiten der Liste des Bun-
desamtes für Soziale Sicherung aufweist, wurde weiterhin festgehalten. 

2.4 Anlage 6  

In Anlage 6 wurde der Aktualisierungszyklus angepasst, so dass künftig die Aktualisierung des 
Morbiditätsfaktors und der Kreistypen zeitlich zusammenfallen. Weiterhin wird erläutert, aus 
welchen Gründen bestimmte Kreise/Kreisregionen in Anlage 3.2 gesondert gekennzeichnet 
werden. Es handelt sich um solche Regionen, bei denen es bei bereits geringfügigen siedlungs-
strukturellen Änderungen zu Umtypisierungen kommen kann. Aus Gründen eines stabilen Pla-
nungshorizonts sollen die Landesausschüsse ein besonderes Augenmerk auf solche Regionen 
richten, sofern sich im Zuge einer Aktualisierung Änderungen ergeben. An den Typisierungs-
vorgaben für Mischkreise (Kreise, deren Gemeinden mehr als zwei unterschiedliche Typen 
aufweisen), werden auf Basis der Bundesarztregisterstatistik nunmehr neben der Arztgruppe 
der Psychotherapeuten für die Berechnung des bundesweiten Verhältnisses der Einwohner je 
Arzt je Typ für die Typen 1 bis 4 über alle Arztgruppen der fachärztlichen Grundversorgung 
nach § 12 dieser Richtlinie auch die Kinder- und Jugendärzte nicht mit einbezogen. Für diese 
Arztgruppe gilt im Zuge von Verhältniszahlanpassungen bei den Kinder- und Jugendärzten mit 
Vereinheitlichung des Versorgungsniveaus in den Typen 2 bis 6 (Beschluss des G-BA vom 
16.05.2019) kein differenziertes Mitversorgungskonzept mehr. Der Einbezug dieser Gruppe 
würde daher zu Verzerrungen bei der Ermittlung des durchschnittlichen typenbezogenen Ver-
sorgungsniveaus führen. Weiterhin wurden einige redaktionelle Änderungen vorgenommen. 

3. Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten Informations-
pflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und dementspre-
chend keine Bürokratiekosten.  
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4. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

23.10.2024 UA BPL Beauftragung der AG BPL-RL Neuregelungen  

23.10.2024 UA BPL  Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens gemäß 
§ 91 Absatz 5 und § 91 Absatz 5a SGB V 

11.12.2024 UA BPL Würdigung der schriftlichen Stellungnahmen  

16.01.2025 Plenum Abschließende Beratungen und Beschluss über eine Änderung 
der Bedarfsplanungs-Richtlinie 

Aktualisierung des Morbiditätsfaktors und Anpassung der 
Kreistypisierung wie auch deren Methodik 

 

Berlin, den 16. Januar 2025 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfahrens 

5.1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 

Der UA BPL hat in seiner Sitzung am 23. Oktober 2024 den in Kapitel 5.4 aufgeführten Organi-
sationen gemäß 1. Kapitel 3. Abschnitt VerfO Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme für 
dieses Beschlussvorhaben erteilt. 

Folgenden Institutionen ist Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu geben: 

- Bundesärztekammer (gemäß § 91 Absatz 5 SGB V), 
- Bundespsychotherapeutenkammer (gemäß § 91 Absatz 5 SGB V), 
- der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (gemäß 

§ 91 Absatz 5a SGB V). 

5.2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens 

Der UA BPL beschloss in seiner Sitzung am 23. Oktober 2024 die Einleitung des Stellungnah-
meverfahrens. Die Unterlagen wurden den Stellungnahmeberechtigten am 24. Oktober 2024 
übermittelt. Es wurde Gelegenheit für die Abgabe von Stellungnahmen innerhalb von vier Wo-
chen nach Übermittlung der Unterlagen gegeben. 

5.3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer  

Die Stellungnahmeberechtigten wurden darauf hingewiesen, 

- dass die übersandten Unterlagen vertraulich behandelt werden müssen und ihre Stel-
lungnahmen nach Abschluss der Beratungen vom G-BA veröffentlicht werden können,  

- dass jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des Gemeinsamen Bun-
desausschusses Stellung zu nehmen, soweit er eine schriftliche Stellungnahme abge-
geben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu geben 
ist. 

5.4 Eingegangene Stellungnahmen  

In der nachfolgenden Tabelle sind die Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur 
Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme gegeben wurde, aufgelistet und sofern eine solche 
abgegeben wurde, wurde dies unter Angabe des Eingangsdatums vermerkt. 

Stellungnahmeberechtigte Eingang SN Bemerkungen 

Bundesärztekammer 21.11.2024 Verzicht 

Bundespsychotherapeutenkammer 21.11.2024  

Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit 

14.11.2024 Verzicht 
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5.5 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 
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5.6 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren  
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5.7 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss- 
entwurf 

1.  BPtK Die Änderungen der Allgemeinen Verhältniszahlen in den §§ 11 bis 14 und 65 der 
Bedarfsplanungs-Richtlinie (BPL-RL) entsprechend den Vorgaben des § 9 BPL-RL kön-
nen aufgrund der Darstellung der aktualisierten Berechnungsgrundlagen im Anhang 
4 nachvollzogen werden. Für die Arztgruppe der Psychotherapeuten resultiert dabei 
gemäß der Tabelle in § 12 Absatz 4 Satz 1 im Vergleich zur aktuell geltenden Fassung 
der BPL-RL eine geringfügige Absenkung der allgemeinen Verhältniszahlen für alle 
sechs Kreistypen der Bedarfsplanung. 
Dies ist angesichts des wachsenden psychotherapeutischen Behandlungsbedarfs in 
der Bevölkerung sowie der steigenden Prävalenz psychischer Erkrankungen insbe-
sondere bei Kindern und Jugendlichen sowie jungen Erwachsenen grundsätzlich zu 
begrüßen. Allerdings bleibt zum einen das Ausmaß der Absenkung der allgemeinen 
Verhältniszahlen gegenüber der Zunahme des psychotherapeutischen Behand-
lungsbedarfs deutlich zurück. Zum anderen lässt sich die vorgesehene Absenkung 
der allgemeinen Verhältniszahlen nicht auf eine Abbildung des wachsenden Versor-
gungsbedarfs über den in § 9 der BPL-RL definierten Morbiditätsfaktor zurückfüh-
ren. Vielmehr kommen hierbei zwei bevölkerungsbezogene Sondereffekte aus den 
vergangenen drei Jahren zum Tragen, die unabhängig von der Entwicklung des psy-
chotherapeutischen Versorgungsbedarfs zu betrachten sind. Aus Sicht der Bundes-
psychotherapeutenkammer besteht in- soweit die Notwendigkeit unvermindert 
fort, den Morbiditätsfaktor mindestens für die Arztgruppe der Psychotherapeuten 
weiterzuentwickeln und spezifischer an der psychischen Morbiditätsentwicklung in 
der Bevölkerung auszurichten. 

Hintergrund 
Mit Beschluss vom 16. Mai 2019 hatte der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
Regelungen in die Bedarfsplanungs-Richtlinie eingeführt, mit denen die Verhältnis-
zahlen für die sechs Kreistypen zukünftig in zwei Schritten modifiziert werden. In 
einem ersten Modifikationsschritt erfolgt eine Anpassung an die Veränderung der 
Bevölkerungsstruktur über die Zeit. In einem zweiten Schritt erfolgt eine Anpassung 

Aus Sicht der BPtK wird weiterhin 
die Notwendigkeit gesehen, den 
Morbiditätsfaktor für die Arzt-
gruppe der Psychotherapeuten 
weiterzuentwickeln und spezifi-
scher an der psychischen Morbidi-
tätsentwicklung in der Bevölke-
rung auszurichten. Der Frage nach 
möglichen Weiterentwick-
lungsoptionen ist der G-BA im 
Rahmen des Evaluationsauftrags 
nach § 68 BPL-RL kürzlich ausführ-
lich nachgegangen. So wurde im 
Rahmen dieses Prüfauftrags eine 
Literaturrecherche zu Studien 
über Messverfahren von Morbidi-
tät durchgeführt. Im Rahmen der 
identifizierten Forschungen wird 
weiterhin anerkannt, dass die Er-
fassung von Morbidität aufgrund 
der Menge an erklärenden Fakto-
ren komplex ist. Entsprechend 
existiert inzwischen eine Vielzahl 
von Studien, die der Frage nach 
regionalen Morbiditätsvariatio-
nen nachgehen - mit ganz unter-
schiedlichen Ansätzen und ihren 
studienbezogenen Designs, u.a. 
auch einer stärkeren 

Nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss- 
entwurf 

an regionale Abweichungen der Bevölkerungsstruktur vom Bundesdurchschnitt auf 
Basis der Leistungsbedarfe der unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen. 
Mit dem vorliegenden Beschlussentwurf werden turnusmäßig die Allgemeinen Ver-
hältniszahlen an die zwischenzeitlich festgestellten Veränderungen der Alters- und 
Geschlechtsstruktur der bundesweiten Bevölkerung im Zeitverlauf entsprechend 
der in den Absätzen 4 bis 7 des § 9 BPL-RL vorgeschriebenen Schritte angepasst. 
Darüber hinaus werden die Basis-Verhältniszahlen in einem Sechsjahresturnus erst-
mals seit 2019 an die Veränderungen der Alters- und Geschlechtsstruktur der bun-
desweiten Bevölkerung im Zeitverlauf angepasst. 
In einem zweiten Berechnungsschritt werden die regionalen Verhältniszahlen ent-
sprechend den Abweichungen der aktuellen, regionalen Alters-, Geschlechts- und 
Morbiditätsstruktur vom aktuellen Bundesdurchschnitt und der regionale Behand-
lungsaufwand der Morbiditätsgruppen innerhalb einer Arztgruppe aktualisiert. Die 
im Beschlussentwurf vorgesehenen Anpassungen der Allgemeinen Verhältniszahlen 
und Aktualisierungen der regionalen Verteilungsfaktoren in den Anlagen sind inso-
weit richtlinienkonform, tragen jedoch der dynamischen Entwicklung der psychi-
schen Morbidität in der Bevölkerung und den daraus erwachsenden psychothera-
peutischen Versorgungsbedarfen nicht Rechnung. Die BPtK hält insoweit die Umset-
zung des gesetzlichen Auftrags der Berücksichtigung der demografischen Entwick-
lung sowie der Sozial- und Morbiditätsstruktur bei der Anpassung bzw. Festlegung 
der Verhältniszahlen gemäß § 101 Absatz 1 Satz 7 i. V. m. Absatz 2 Nummer 3 SGB V 
weiterhin für unzureichend. 

Anwendung des Morbiditätsfaktors nicht sachgerecht 
Die vorliegenden Daten weisen auf eine deutliche weitere Zunahme des Behand-
lungsbedarfs wegen psychischen Erkrankungen hin. Das Zentralinstitut für die kas-
senärztliche Versorgung (ZI) hat eine Zunahme des psychotherapeutischen Versor-
gungsbedarfs bis 2030 um 23 Prozent prognostiziert. Nach einer aktuellen interna-
tionalen Studie der Lancet-Kommission hat darüber hinaus die psychische Gesund-
heit von Kindern und Jugendlichen sowie jungen Erwachsenen in den letzten bei De-
kaden kontinuierlich abgenommen. Diese Entwicklung hat dabei schon vor der CO-
VID-19-Pandemie eingesetzt. Entsprechende Effekte der Zunahme psychischer Er-
krankungen und des insgesamt wachsenden psychotherapeutischen 

Berücksichtigung sozioökonomi-
scher Faktoren. 

Limitierender Faktor ist weiterhin, 
dass ein Verfahren zur Messung 
von Morbidität zunächst den An-
forderungen für die Planung von 
ambulanten Angeboten gerecht 
werden muss. Es muss bundes-
weit umsetzbar und repräsentativ 
sein, also nach Möglichkeit nicht 
auf Stichproben, sondern idealer-
weise auf einer Vollerhebung ba-
sieren, und für alle beplanten 
Arztgruppen nach einer einheitli-
chen Methodik angewendet wer-
den können. Im Rahmen der Re-
cherche konnte kein neues Ver-
fahren gefunden werden, das dem 
in der Bedarfsplanungs-Richtlinie 
gewählten Messverfahren in An-
lehnung an Barnett et al (2012), 
welches bereits im Großgutachten 
zur Weiterentwicklung des Be-
darfsplanung aus dem Jahr 2018 
herangezogen wurde, überlegen 
wäre. Die Aufnahme von fach-
gruppenspezifischen Morbiditäts-
faktoren, bspw. auf Basis von gesi-
cherten Diagnosen hält der G-BA 
für nicht sachgerecht. Zum einen 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss- 
entwurf 

Behandlungsbedarfs vermögen die getroffenen Berechnungsregelungen für den 
Morbiditätsfaktor jedoch nicht abzubilden. Betrachtet wird hier lediglich, wie sich 
die Alters- und Geschlechtsstruktur in der Bevölkerung im Vergleich zum Referenz-
zeitpunkt verändert, und nutzt dann den Leistungsbedarfsfaktoren in den Alters- 
und Geschlechtsgruppen als Gewichtungsfaktoren. 
Die vorgesehene geringfügige Absenkung der Verhältniszahlen bei der Arztgruppe 
der Psychotherapeuten in allen sechs Kreistypen ist insbesondere auf die Abnahme 
der Bevölkerungsanteile bei den über 75-Jährigen und 45- bis 74-Jährigen bei gleich-
zeitiger Zunahme des Anteils der unter 20-Jährigen und 20- bis 44-Jährigen zurück-
zuführen. Hierbei spielen insbesondere die Übersterblichkeit der älteren Menschen 
im Zuge der COVID-19-Pandemie und die Zuwanderung jüngerer Menschen, unter 
anderem aus der Ukraine, eine wichtige Rolle. Langfristig ist jedoch mit einem deut-
lichen Anstieg der Bevölkerungsgruppe der über 75-Jährigen zu rechnen, wenn im-
mer mehr Personen aus der Boomer-Generation das Rentenalter erreicht haben. 
Selbst wenn in den kommenden beiden Jahrzehnten der absolute psychotherapeu-
tische Leistungsbedarf in allen Bevölkerungsgruppen in gleicher Weise kontinuier-
lich anstiege, würde dies mittelfristig zum dem paradoxen Ergebnis führen, dass sich 
die Allgemeinen Verhältniszahlen in der Arztgruppe der Psychotherapeuten deutlich 
erhöhen. 
Ursache hierfür ist, dass gemäß den Abrechnungsdaten die psychotherapeutischen 
Leistungsbedarfe (gemessen in Euro) in den jüngeren Altersgruppen besonders hoch 
sind. Dieser erhöhte Leistungsbedarf in den jüngeren Altersgruppen resultiert nicht 
zuletzt aus einem im Vergleich zu vielen somatischen Erkrankungen sehr viel jünge-
ren Ersterkrankungsalter im Bereich der psychischen Erkrankungen. So liegt der Ge-
wichtungsfaktor für den berechneten Leistungsbedarf bei 20- bis 44-jährigen Frauen 
bei 2,146 im Vergleich zu einem Faktor von 0,121 für die über 75- jährigen Frauen. 
Selbst wenn im Zuge der Entstigmatisierung psychischer Erkrankungen und positiver 
Behandlungsvorerfahrungen in der älteren Generation der gewichtete Leistungsbe-
darf überproportional ansteigen würde, könnte dies die demografischen Effekte der 
alternden Gesellschaft nicht ansatzweise ausgleichen. Der Faktor, der für die Abbil-
dung des wachsenden Behandlungsbedarfs in der älter werdenden Gesellschaft in 
der Bedarfsplanung eingeführt wurde, verkehrt sich somit für die Arztgruppe der 
Psychotherapeutischen ins Gegenteil. Trotz in absoluten Zahlen wachsender 

würde auch hier nur dokumen-
tierte Morbidität herangezogen 
werden. Zum anderen lassen sich 
die erbrachten Leistungen in der 
Regel nicht distinkt arztgruppen-
spezifisch abgrenzen. Typischer-
weise erfolgt die Behandlung von 
Krankheiten durch mehrere ärztli-
che Fachdisziplinen – u.a. auch 
diejenigen, die gemäß Psychothe-
rapie-Richtlinie eine Indikation für 
eine psychotherapeutische Be-
handlung darstellen. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss- 
entwurf 

Morbidität werden die Verhältniszahlen in der Bedarfsplanungs-Richtlinie in der Zu-
kunft einen abnehmenden Behandlungsbedarf suggerieren. Ähnliche Effekte sind 
auch für die Arztgruppe der Frauenärzte zu vermuten. 
Schließlich sei auch auf die negativen Effekte des zweiten Modifikationsschritts hin-
gewiesen, die eine Anpassung der Allgemeinen Verhältniszahlen an regionale Ab-
weichungen in der Bevölkerungsstruktur vorsieht. Aufgrund der im Vergleich zu jün-
geren Menschen geringeren Inanspruchnahme psychotherapeutischer Leistungen 
durch Ältere (insbesondere der über 75-Jährigen) wird in Planungsbereichen mit ei-
ner im Vergleich zum Bundesdurchschnitt hohen Anteil von hochbetagten Men-
schen die geplante Psychotherapeutendichte sinken. Hiervon werden insbesondere 
ländliche Regionen betroffen sein, für die entsprechend den Vorgaben der Bedarfs-
planungs-Richtlinie bereits heute im Vergleich zu den Städten eine deutlich niedri-
gere Psychotherapeutendichte vorgesehen ist. Deshalb ist zu befürchten, dass sich 
langfristig die Versorgungssituation insbesondere dort weiter verschlechtern wird, 
wo bereits heute in besonderem Maße eine psychotherapeutische Unterversorgung 
besteht. 

Entwicklung eines fachgruppenspezifischen Morbiditätsfaktors 
Aus Sicht der BPtK sollten die in der Bedarfsplanungs-Richtlinie festgelegten Modi-
fikationsschritte zur Anpassung der Verhältniszahlen mindestens für die Arztgruppe 
der Psychotherapeuten grundlegend überarbeitet werden. Die bestehenden dyna-
mischen Veränderungen der psychischen Morbidität in der Bevölkerung sollten 
künftig besser abgebildet werden. Um der Befürchtung entgegenzutreten, dass eine 
in den Abrechnungsdaten festgestellte Zunahme des psychotherapeutischen Be-
handlungsbedarfs wesentlich auf Veränderungen bei der Zahl der zugelassenen Psy-
chotherapeut*innen zurückzuführen sei, sollte als Basis der Anpassungen die in der 
gesamten vertragsärztlichen Versorgung festgestellte psychische Morbidität ver-
wendet werden. So könnte zudem sichergestellt werden, dass der dynamischen Ent-
wicklung einer allgemeinen Zunahme psychischer Erkrankungen ebenso Rechnung 
getragen werden kann wie einer psychotherapeutisch unversorgten Morbidität in 
der Bevölkerung. Als Datenbasis könnten die von allen Arztgruppen in der vertrags-
ärztlichen Versorgung gestellten, gesicherten Diagnosen unter Verwendung des 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss- 
entwurf 

M2Q-Kriteriums herangezogen werden, die gemäß Psychotherapie-Richtlinie eine 
Indikation für eine psychotherapeutische Behandlung darstellen. 
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5.8 Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen 
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5.9 Mündliche Stellungnahmen 

Da alle zur Anhörung berechtigten Organisationen auf die Teilnahme an einer Anhörung ver-
zichtet haben, wurde zu diesem Verfahren keine Anhörung durchgeführt. 
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